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Der GDV hat kürzlich einen Praxisleitfaden in Zusammenhang mit der VAG-Novelle (wieder) veröffentlicht. Die erforderlichen Prüfberichte der Versicherer zur Umsetzung des Verhaltenskodex für den Vertrieb werden Konsequenzen für Versicherungsmakler und Versicherungsagenten haben. Die Versicherer müssen durch Wirtschaftsprüfer die Umsetzung der Anforderungen aus dem Kodex prüfen lassen. Die Prüfungsberichte und die Compliance-Management-System-Beschreibung des Versicherungsunternehmens werden durch den GDV veröffentlicht - sie sind für Vermittler aller Art lesenswert.
Keine Selbstverpflichtung der Versicherer nur auf dem Papier

So wird in einem Prüfbericht der Allianz u.a. darauf hingewiesen, dass der Verhaltenskodex seit dem Jahreswechsel eine Geschäftsgrundlage ist. Würde diese von Versicherungsmaklern bzw. Mehrfachvertretern nicht anerkannt, wird die Zusammenarbeit beendet werden.

Entsprechend wird – nach vorheriger Abmahnung des Vermittlers - bei festgestellten Verstößen gegen Vorschriften des GDV-Verhaltenskodex vorgegangen. Wer als Makler meint, dem Versicherer sei versehentlich eine Verwechslung mit Agenten unterlaufen, wird bei der Lektüre eines Besseren belehrt.

Durchsetzung der Beachtung von Vermittlerrecht durch Versicherer

Beispielhaft wird (auch) von der Allianz darauf verwiesen, dass das Thema „Compliance im Vertrieb“ zu beachten ist: „Neben der Einhaltung der anlassbezogenen Beratungs- und Informationspflichten der Vermittler, der Anforderungen an die mit dem Vertrieb von Versicherungen befassten Personen sowie der Pflichten zur Offenlegung der Vertriebs- und Verwaltungskosten, die der speziellen aufsichtsrechtlichen Compliance zuzuordnen sind, liegt  hier  eine  Schwerpunktaufgabe der Compliance-Funktion. Dazu  gehören beispielsweise ein Verhaltenskodex für die Vermittler sowie Schulungs- und Überwachungsmaßnahmen, die die Einhaltung auch der über regulatorische Anforderungen hinausgehenden Regeln sicherstellen sollen.  ...“
Bestehende Courtagezuagen und Vermittlungsvereinbarungen wurden mit entsprechenden Nachträgen durch die Versicherer versehen.

Auch eigene Compliance-Regeln für den Maklervertrieb
Beim Maklervertrieb können eigene Compliance-Regelungen des Maklerbetriebs vom Versicherer anerkannt werden. Alternativ kommt die Vereinbarung dieser Regelungen im Rahmen der Mitgliedschaft in einem Vermittlerverband in Frage, soweit die Verbandssatzungen dies abdecken. Anderenfalls wird auf die Regelungen des GDV Kodex als Geschäftsgrundlage der Zusammenarbeit zurückgegriffen. Wer als Makler meint, den Versicherer ginge es nichts an, nach welchen Grundsätzen er vermittelt oder alles ergäbe sich ohnehin aus den Gesetzen, wird bald ohne Courtagezusagen dastehen. 

Versicherungsmakler werden durch Versicherer und GDV verstärkt überwacht

Nicht nur Kundenbeschwerden, sondern auch eigene Stichproben beim Maklervertrieb inklusive „Mystery Shopping“, können die Verletzung der Regelungen des GDV Verhaltenskodex zu Tage fördern. Auch die Maklerbetreuer dürfen in der Zukunft aktiv und bereits im Vorfeld von Beschwerden zur Überwachung beitragen – Denunziation könnte künftig belohnt werden. Die Maklerbüros werden durch ein Punktesystem gleichsam angezählt, abgemahnt um Regelverstöße abzustellen, und nötigenfalls wird die Zusammenarbeit systematisch eingestellt.

Versicherungsmakler befinden sich eng geführt an der Leine ihrer Versicherer

Die Ergebnisse der Prüfberichte aus der Feder von Wirtschaftsprüfern, haben selbst noch keine unmittelbaren Konsequenzen. Doch müssen die Versicherer ja zeigen, dass sie die (GDV-) Selbstverpflichtungen konsequent umsetzen, und dazu gehört auch, dass es nicht ohne Folgen bleibt, wenn Makler den Anforderungen nicht nachkommen.
Würde ein solches Verhalten einzelner Makler nicht ausdrücklich zu Konsequenzen führen, dann müssten im Prüfbericht hier Mängel beim Versicherer testiert werden. Das wiederum würde den Versicherer als solchen brandmarken, der sich nicht an seine Selbstverpflichtung hält.

Dieser Zusammenhang ist für Versicherungsmakler besonders wichtig zu erkennen - Makler müssen die Situation ernst nehmen. Es ist nicht damit getan, das Verhalten der Versicherer damit abzutun, dass die Versicherungsunternehmen die Makler wohl mit Agenten verwechseln und der Vertriebsvorstand ahnungslos sei, weil es sich ja nur um eine „Selbstverpflichtung“ handelt, die für Makler keinerlei Wirkung habe. Damit würde der Versicherungsmakler den Ernst der Sachlage völlig verkennen.
Bundesjustizministerium: Versicherungsvertrieb regelmäßig „illegal“

Eine Studie im Auftrag des Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz offenbarte, dass lediglich bis zu mehr als 15% der Versicherungsvermittler (Agenten und Makler) die seit 22.05.2007 geltende Dokumentationspflicht erfüll(t)en. Nachdem die Versicherer für ihre Erfüllungsgehilfen einzustehen haben, türmt sich seither ein Haftungspotential auf, welches zusätzliches Eigenkapital erfordern kann oder eine stringente Compliance-Führung zur Vermeidung unnötiger Zusatzrisiken durch Versicherer.

Der Bundesgerichtshof erwartet von Geschäftsführern und Vorständen – auch in der Versicherungswirtschaft, dass sie jederzeit auch die nicht in der Bilanz aufgeführten wirtschaftlichen Risiken ihres Unternehmens kennen und beherrschen. Dies hat unmittelbare Auswirkung auf die Frage, ob der Versicherer absehbar solvent bleiben kann, oder existentiell gefährdet ist.

Das Ziel der Compliance-Regeln, u.a. dass dem Kunden keine ungeeigneten Produkte vermittelt werden, bedingt spiegelbildlich die vollständige Erfüllung der Beratungspflichten – und dies ist weit mehr, als das BGH-Sachwalterurteil als absolutes Minimum festgeschrieben hat. 

Europäische „Insurance Distribution Directive“ (IDD)

Das Europäische Parlament und die Europäische Versicherungsaufsicht (EIOPA) planen weitergehende Regulierungen des Versicherungsvertriebs, ebenfalls mit unter anderem dem Ziel des Kunden- bzw. Verbraucherschutzes. National und international scheint es sich um eine mehr oder weniger abgestimmte „konzertierte Aktion“ zu handeln.

Grundansatz ist die Meinung, dass "Fehl"steuerungen unterschiedlicher Art dafür sorgen, dass Verbraucher für sie - euphemistisch ausgedrückt - nicht optimale Versicherungsprodukte vermittelt bekommen. Hier wird dann vor allem der Vertrieb als verantwortlich ausgemacht. Lösungen sind dann z.B. Provisionsverbot, Vermittlerregulierung, Qualitätsanforderungen, Vermittlerhaftung, Informationspflichten (z.B. auch zur Provisionshöhe, damit der Verbraucher gewarnt ist). Information statt Verbot, und Verantwortung beim Verbraucher statt beim Vermittler, oder auch über den Versicherer auf dem aufsichtsrechtlichen Weg, da die Versicherungsaufsicht nicht direkt die Vermittler regulieren kann.
Und hier fasst man dann auch die Makler darunter. Solche Maklersprüche, wie dass der Makler doch der allerbeste Verbraucherschützer sei, und nur seinem Kunden gegenüber verantwortlich, praktisch fast eins mit seinem Kunden ist, nimmt man natürlich so ernst wie den Ausruf "Habe ich nicht immer alles für euch getan, bin ich nicht wie eine Mutter zu euch gewesen?" von Elena Ceaucescu, ein paar Minuten bevor sie erschossen wurde.

Nationale und internationale konzertierte Aktion

Es wäre kein Wunder, dass alles unabhängig voneinander in die gleiche Richtung geht, wenn einmal die Grundannahme Allgemeingut geworden ist. Dass man dabei auch mal auf andere schielt, die unabhängig davon auf ähnlichen Grundannahmen agieren, ist doch selbstverständlich. Jeder versucht mit den Mitteln zu regulieren, die er hat. Da muss kein Plan, Weisungen oder eine Verschwörung dahinterstecken. Basis sind beispielsweise auch jahrelange Rechtsprechung zum Vertriebsrecht, Erfahrungen von Abgeordneten und Beamten mit dem Versicherungsvertrieb, sowie der Kinofilm „Der Versicherungsvertreter“ und Presseberichte über Amtsträgerbestechung und Lustreisen.
Es ist aber relativ klar, was die Grundidee ist: Schuld daran, dass die Verbraucher schlechte Versicherungen haben, sind die Vermittler. Aber sie sind es nicht alleine, sondern auch die Umstände, unter denen vermittelt wird, und die dafür weiter Verantwortlichen, insbesondere auch bei den Versicherungsunternehmen. Es ist absehbar, dass die Umsetzung der Compliance-Regeln der Maklervertrieb wird kaum alleine stemmen können – vielmehr haben es Agenten und Makler in der Hand, im Gegenzug eine Unterstützung bei der Qualifizierung zu fordern und für die Kunden „passendere“ Produkte. 

In den Prüfberichten muss zum Beispiel auch nachgewiesen werden, dass dem Vermittler keine Sondervergütungen für lediglich noch mehr eingereichtes Geschäft, sondern nur für mehr Qualität versprochen werden.
Wenn ich ein Produkt habe, das eigentlich niemand braucht, aber dennoch gerne haben will, und dafür einen Preis nehmen kann, der mich reich macht, dann mache ich das doch, z.B. Klingeltöne verkaufen. Warum ausgerechnet soll ein Versicherer dies nicht dürfen? Es ist eben eine nicht einmal politische Entscheidung, sondern eine zunächst informelle Übereinkunft, dass Versicherer anders zu sein haben und dies auch bei den Vermittlern (das ist nun eine konsequente Folgerung) auch durchsetzen müssen. 

Europäische Versicherungsaufsicht nimmt Versicherer und nicht den Vertrieb in die Pflicht

Die „IDD“ lässt offen, auf welcher Rechtsgrundlage an wen adressiert sie umgesetzt werden soll. Die letzte Stellungnahme der Eiopa (dort Seiten 24ff.) erklärt, warum man dort letztlich die Versicherungsunternehmen in die Pflicht für die Vermittler nehmen will, und nicht etwa direkt die Distributoren.
Jedenfalls wird klar, dass über die Versicherungsaufsichtsschiene eigentlich eine - soweit damit erreichbar - Beeinflussung der Versicherungs-Vermarkter im weitesten Sinn erreicht werden soll. Dies hat dann natürlich Grenzen dort, wo der Versicherer gar keinen Einfluss nehmen kann, auf keine Weise, z.B. auf Versicherungsberater oder Ratingfirmen und Vergleichsplattformen, die vom Kunden oder Versicherer bezahlt werden – die aber von der IDD zunächst auch mit gemeint waren.
Auch auf europäischer Ebene zeichnet sich die Tendenz ab, dass man erst mal den Versicherer in die Pflicht nimmt. Soll doch der dann die Versicherungsvermittler an die Leine nehmen, damit die Umsetzung nach den mehr oder weniger neuen Vorgaben wirksam gelingt.

Makler sind nicht nur Interessenvertreter des Kunden
Tatsächlich sieht der Gesetzgeber Makler als Mittler und Interessenausgleicher zwischen Kunden und Versicherer an. Daran ändert auch das berühmte Sachwalterurteil des BGH nichts. Das Urteil stellt den Makler auf eine Ebene mit dem Rechtsanwalt oder dem Steuerberater – dieser hat als Interessenvertreter des Kunden nicht die Aufgabe, dem Mandanten Steuern zu sparen, sondern lediglich bei der korrekten Ausweisung zu helfen und für eine korrekte Steuerzahlung zu sorgen. Ein Anwalt, der das Recht zu Gunsten seiner Mandanten beugt, indem er beispielsweise lügt und wider besseren Wissens auf unschuldig plädiert, kann sogar seine Zulassung verlieren.

Ein Makler steht dementsprechend zwischen Versicherer und Kunde. Er soll einen Interessenausgleich herbeiführen. Das Sachwalterurteil stellt im Haftungsprozess den Versicherungsmakler übrigens über Anwalt und Steuerberater – nämlich auf die Stufe von Arzt und Architekt. Dies hat zur Folge, dass Versicherungsmakler besonders häufig ihre Existenz verlieren, weil sie keine saubere Aktenführung besitzen, um später einem Richter dann Rede und Antwort stehen zu können. Bereits die massenhafte fehlende Dokumentation führt bis hin zur Beweislastumkehr. Vielfach verstehen es Makler erst im Haftungsprozess, nach einer Verurteilung, dass sie zwar als Experten für das Thema des Risikos gelten, jedoch für sich selbst alles Notwendig ausgeblendet hatten – eingeschlossen die vorzeitige Existenzaufgabe.

Vertragsfreiheit gilt auch für Versicherer
Ein Versicherer kann frei entscheiden, mit wem er zusammenarbeiten will. Die Zielrichtung der Compliance-Regelungen lässt sich auch nicht durch „Honorarberatung“ oder „Courtage nur vom VN“ aushebeln. Wenn der Versicherer nun Verantwortung für die Qualität des Vertriebs übernehmen muss, ist dies ja nicht dadurch zu umgehen, dass man Makler, die keine Courtage vom Versicherer erhalten, davon ausnimmt.
Im Übrigen dürfte einem Makler auch ohne vorherige Courtagezusage dann, wenn er Geschäft tatsächlich vermittelt, vom Versicherer doch mindestens das "Übliche" zustehen. Wobei es ja auch üblich ist, dass der VR überhaupt selbst die Courtage zahlt. Vielfach übersehen Versicherungsmakler dabei, dass „Hauptschuldner“ der Courtage schon immer der Kunde gewesen ist, der Versicherer die Courtage kraft Handelsbrauch „für den Kunden bezahlt“. 
Keine Vertragsfreiheit für Versicherungsmakler

Wer sich als Makler vom Kunden bezahlen lässt, muss diesem wohl alles abgeben, was er von Dritten (z.B. Versicherungsunternehmen) erhält. Dies ergibt sich zwanglos aus der „Kick-Back-Rechtsprechung“ des BGH. Wenn der Makler dann einen Anspruch gegenüber Dritten (z.B. Courtage vom Versicherer) hat, den er nicht wahrnimmt, und den Kunden so "schädigt", macht er sich damit u.U. schadenersatzpflichtig. Die üblichen Musterverträge für Honorarberater und Nettotarif-Makler bilden diesen Compliance-Aspekt selten ab – und tendieren damit zur Nichtigkeit. 

So wie Versicherungsunternehmen künftig die Zusammenarbeit mit dem „BU-Schadensregulierungsmakler“ wohl werden ablehnen müssen, weil die Mitwirkung an einer vorsätzlichen sittenwidrigen Schädigung des Versicherungsnehmers durch Verstoß gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz als Frage berührt ist. Schließlich werden Kunden, die Leistungen aufgrund beispielsweise Krankheit, Feuer, Hochwasser oder Berufsunfähigkeit einfordern wollen, auch beim Versicherungsberater im Zweifel falsch vertreten, weil es notwendig ist ein gerichtliches Beweissicherungsverfahren anzustreben. Die Versicherer werden hier nach § 6 VVG und nun nach den Compliance-Regelungen verstärkt auch selbst ihre eigenen In-House-Prozesse auf den Prüfstand stellen müssen – der Vertrieb ist lediglich ein Schwachpunkt unter mehreren.

